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Kleine Anfrage gem. § 19 Abs. 1 Geschäftsordnung des Rates 
 
Sehr geehrter Herr Mauel,  
 
Ihre o.g. kleine Anfrage vom 12.05.2026 beantworte ich wie folgt: 
 
Grundsätzlich werden diejenigen Straßen nach dem kommunalen Abgabengesetz abgerechnet, 
die entweder bereits erstmalig hergestellt und nach dem Baugesetzbuch abgerechnet wurden oder 
nachweislich vor 1961 vorhanden waren. Daher kann keine pauschale Aussage darüber getroffen 
werden, ob die Mehrheit der Straßen innerhalb des Stadtgebietes nach dem kommunalen Abga-
bengesetz abgerechnet werden können. 
Bei der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge wurden nur die Beiträge für die Anlieger abge-
schafft und durch eine Förderung ersetzt.  
Der städtische Anteil (zwischen 20 und 60 % der Kosten in Abhängigkeit der Straßenart und der 
Teilanlage) und auch die Anteile für städtische Grundstücke an den Straßenausbaubeiträgen muss 
die Stadt weiterhin selber tragen.  
 
Frage 1: 
Im Hinblick auf die Aufstellung des Haushalts 2027/2028 ist zu klären, ob und welche Straßensa-
nierungen von der Verwaltung darin geplant sind, die nach dem Kommunalabgabengesetz abge-
rechnet werden. 
 
Antwort 1: 
Wie bereits im Sachverhalt zur Vorlage 083/2026-9 „Arbeitsplanung Tiefbau“ beschrieben, beab-
sichtigt die Verwaltung künftig, gezielte Straßenneubau- und Erneuerungsprojekte umzusetzen 
(BauGB und KAG). Die Verwaltung hat inzwischen für eine Auswahl von Straßen überprüft, welche 
Straßenabschnitte unter das Kommunalabgabengesetz (KAG) fallen und grundsätzlich förderfähig 
wären. Die Berücksichtigung in der Haushaltsplanung hängt von weiteren Faktoren wie z. B. der 
baulichen Umsetzbarkeit oder dem Erfordernis von Grunderwerb ab.  
Darüber hinaus wird verwaltungsintern die Abrechnungssicherheit der jeweiligen Maßnahmen ge-
prüft. Nur Maßnahmen, bei denen eine rechtssichere Abrechnung nach dem KAG gewährleistet 
werden kann, werden in die Haushaltsplanung aufgenommen. 
 
Unter Berücksichtigung der Personalressourcen ist beabsichtigt, zunächst drei Straßenabschnitte 
in der Haushaltsplanung 2027 ff. darzustellen. Bis zum Veränderungsnachweis im Jahr 2026 
könnte ein entsprechender Gremienbeschluss herbeigeführt werden, damit die Investitionsprojekte 
im Veränderungsnachweis Eingang in den Haushalt finden können. 
 
 
Frage 2: 

 
 
Herrn 
Sascha A. Mauel 
CDU-Fraktion 

 



 
 
 

- 2 - 

Die CDU-Fraktion bittet daher um Darstellung der möglichen Straßensanierungen,  
welche unter das KAG fallen und im Haushalt 2027/2028 aufgenommen werden können. 
 
Antwort 2: 
Vor dem Hintergrund der Einschränkungen in Antwort 1 sind im Stadtgebiet nur wenige Straßen 
vorhanden, die eine zügige Erneuerung ohne vorlaufende Grunderwerbsverhandlungen sowie si-
chere Abrechnungsmöglichkeiten nach KAG bieten. Daher wird eine Erneuerung der Straßen Al-
lerstraße (Haus-Nr. 31 bis Simon-Arzt-Str.) und Simon-Arzt-Straße vorgeschlagen; die Auswahl 
eines dritten Straßenabschnittes befindet sich derzeit noch in Prüfung. Vor einer baulichen Umset-
zung wären zunächst Planungsschritte sowie Gremien- und Anliegerbeteiligung durchzuführen, 
bevor frühestens ab 2029 mit Bauarbeiten begonnen werden kann. 
 
Im Rahmen einer verwaltungsinternen Priorisierung wird die Allerstraße als vordringlichste Maß-
nahme eingestuft. Zwar weisen beide Straßen einen unzureichenden Straßenoberbau auf, jedoch 
weist der aktuelle Fahrbahnzustand bei der Allerstraße das kritischste Schadensbild auf. 
Neben dem unzureichenden Oberbauzustand weist die Allerstraße weitere erhebliche Mängel auf. 
Die fehlende Querschnittsaufteilung bedingt das Fehlen einer regelkonformen Gehweganlage, was 
insbesondere aufgrund der unmittelbaren Nähe zu den Bonner Werkstätten und dem damit ver-
bundenen erhöhten Schutzbedarf der Fußgänger als besonders dringlich zu bewerten ist. Zudem 
kommt hinzu, dass die Allerstraße als stark belastete Gewerbestraße mit Busverkehr einer deutlich 
höheren Verkehrsbeanspruchung ausgesetzt ist als eine typische Wohnstraße. Dies beschleunigt 
den Substanzverlust erheblich, sodass ohne zeitnahe Erneuerung mit einer raschen weiteren Ver-
schlechterung des Zustands zu rechnen ist. Gleiches gilt in abgestufter Form für die Simon-Arzt-
Straße, die ebenfalls durch Gewerbe- und Busverkehr belastet wird sowie über einen unzureichen-
den Oberbau verfügt.  
 
Für das Haushaltsjahr 2027/28 sollen Planungskosten in Höhe von 20.000 € (2027) und 30.000 € 
(2028) berücksichtigt werden. Auf Grundlage des angenommenen Baubeginns im Jahr 2029 sollen 
im Haushaltsjahr 2029/30 Planungskosten in Höhe von weiteren 50.000 € sowie Baukosten in 
Höhe von 640.000 € angesetzt werden, wobei ertragsseitig von einer Förderungsquote von ca. 65 
% (ca. 507.000 €) ausgegangen werden kann. Die Realisierung steht unter dem Vorbehalt des 
Abschlusses der Planungsphase sowie der erforderlichen Gremien- und Anliegerbeteiligung. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
(Christian Mandt) 
Bürgermeister 
 


